
Wendung finden sollten, zweckwidrig verwendet 
wurden, weil sie bereits vor Ausführung der Bau­
leistungen ausgezahlt wurden. Materialien, welche auf 
dem Bauplatz des Unternehmers liegen, können nicht 
als verbrauchte Investmittel angesehen werden.

Der Angeklagte stellte als Betriebsleiter der Firma 
seine ganze Geschäftsgebarung daraufhin ab, mit In- 
vestgeldern in seinem Betrieb zu arbeiten, nicht nur, 
weil ihm diese billiger kamen als sein Bankkredit, den 
er mit 5% verzinsen mußte, sondern auch deswegen, 
weil ihm niemals im Wege eines Bankkredits derart 
hohe Summen hätten zur Verfügung gestellt werden 
können, um die bei dem Umfang seines Geschäfts­
betriebes immerhin außergewöhnlich hohen Aufträge 
abwickeln zu können, und weil er mangels eigenen 
Betriebskapitals auf andere Weise gar nicht leistungs­
fähig gewesen wäre.

Durch die mit Investmitteln durchgeführten Bau- 
leistungen muß kontrolliert werden können, in welchem 
Stadium der Erfüllung sich ein Bauprojekt befindet. 
Das war wegen der Manipulationen des Angeklagten 
nicht möglich. Es muß festgestellt werden, daß der 
bloße Bezug von Baumaterialien nicht als Bauleistung 
anzusehen ist und die Inanspruchnahme von Invest­
mitteln nicht rechtfertigt. Nur bei Lieferungen, die vom 
Investträger mit dem Lieferbetrieb vertraglich ge­
bunden sind und mit denen die Vertragspflicht des 
Lieferers erfüllt ist — d. h., wenn der Einbau dieser 
Materialien durch einen anderen Betrieb erfolgt —, ist 
eine Vorfinanzierung möglich. Dieser Fall liegt aber 
hier nicht vor.

Der Angeklagte hat die völlig ungenügende Kontrolle 
durch die volkseigenen Betriebe ausgenutzt, die jede 
Rechnung ohne weitere Prüfung sachlich richtig fest­
gestellt und zur Zahlung angewiesen haben. Durch 
diese verantwortungslose Arbeitsweise der leitenden 
Mitarbeiter volkseigener Betriebe wurden die Machina­
tionen des Angeklagten unterstützt.

Der Angeklagte hat ein Wirtschaftsverbrechen gern. 
§ 1 Abs. 1 Ziff. 2 WStVO begangen. Er hat durch eine 
fortgesetzte Handlung Gegenstände, welche wirtschaft­
lichen Leistungen zu dienen bestimmt sind, ihrem be­
stimmungsgemäßen Gebrauch entzogen und — da es 
sich um eine Summe von über einer viertel Million DM 
handelt — die Wirtschaftsplanung gefährdet.

Daß in diesem Fall Geld ein Gegenstand ist, welcher 
wirtschaftlichen Leistungen zu dienen bestimmt ist, hat 
das Oberste Gericht bereits in seinem Urteil vom
28. Oktober 1954 (NJ 1954 S. 731) klar ausgesprochen. 
Dort heißt es:

„Das Oberste Gericht hat in seinen Entscheidungen 
wiederholt darauf hingewiesen (vgl. Urteil vom 12. April 
1954 — 2 Zst II 56/54 —), daß Geld nur dann als Gegen­
stand im Sinne der genannten Bestimmung anzusehen ist, 
wenn es zur Verwendung für eine konkret bestimmte 
Aufgabe bei der Durchführung der Wirtschaftsplanung 
vorgesehen ist. So sind Investitionsgelder für ganz be­
stimmte, konkrete Aufgaben vorgesehen. Sie dienen z. B. 
zur Finanzierung des Baues von Produktionsstätten für 
den weiteren Aufbau der Volkswirtschaft. Mit diesem 
Geld wird also ermöglicht, die vorher im Volkswirt­
schaftsplan konkret festgelegten wirtschaftlichen Leistun­
gen zu erbringen. Handelt es sich also um Geld, das, wie 
dargelegt, seiner im Rahmen der Durchführung der Wirt­
schaftsplanung konkret bestimmten Aufgabe entzogen 
wurde, und ist dadurch eine Gefährdung der Durchfüh­
rung der Wirtschaftsplanung eingetreten, dann ist dieses 
Geld als Gegenstand im Sinne der Ziff. 2 des § 1 Abs. 1 
WStVO anzusehen.“

Der Angeklagte war also wegen fortgesetzten Wirt­
schaftsverbrechen gem. § 1 Abs. 1 Ziff. 2 WStVO zu 
verurteilen.

Da der Betrieb der Firma M. zur Ausführung der 
strafbaren Handlung des Angeklagten benutzt wurde, 
war er gern. § 16 Abs. 1 WStVO einzuziehen, ohne 
Rücksicht auf die bestehenden Eigentumsverhältnisse 
oder sonstigen Rechte der Eigentümerin.

Zivilrecht
§§ 648, 1184 BGB; § 2 der Anordnung über die Kre­

ditgewährung für Wiederinstandsetzung bzw. Wieder­
aufbau privater Wohnungsbauten vom 2. September 1949 
(ZVOB1. I S. 714); § 6 der 1. DB zur vorgenannten AO 
vom 20. Februar 1950 (GBl. S. 315).

Die bei Eintragung einer Aufbaugrundschuld für die 
Gläubiger der zurücktretenden dinglichen Belastungen 
eintretende Stundungswirkung gilt nicht nur für die 
den letzteren etwa zugrunde liegenden Darlehnsforde- 
rungen, sondern auch für Geldforderungen anderer Art, 
z. B. für durch Sicherungshypothek gesicherte Forde­
rungen eines Bauunternehmers.

OG, Urt. vom 15. Oktober 1957 - 1 Zz 64/57.

Die Verklagte ist Eigentümerin eines Hausgrundstücks 
in K. und als solche seit September 1952 im Grundbuch 
■eingetragen. Auf dem Grundbuchblatt ist am 31. Januar 
1949 für die Klägerin wegen ihrer Forderungen aus der 
Durchführung eines Bauwerks eine Sicherungshypothek in 
Höhe von 11198,15 DM mit 6 Prozent Zinsen eingetragen 
worden.

Die Klägerin hat behauptet, sie habe auf Grund eines 
mit dem Voreigentümer — dem am 30. Dezember 1951 ver­
storbenen Vater der Verklagten — abgeschlossenen Werk­
vertrags auf dem Grundstück Bauarbeiten ausgeführt und 
die dazu erforderlichen Materialien geliefert. Der Vater 
der Verklagten habe in der Eintragungsbewilligung vom 
22. Januar 1949 anerkannt, daß er der Klägerin für die 
Bauausführung noch den Betrag von 11198,15 DM schulde, 
der vereinbarungsgemäß mit 6 Prozent zu verzinsen sei. 
Zur Sicherstellung dieser Forderung habe er der Klägerin 
an seinem Grundstück eine Sicherungshypothek gern. § 648 
BGB bestellt. Die Verklagte sei infolge Erbgangs Rechts­
nachfolgerin ihres Vaters. Sie schulde die zu zahlenden 
Zinsen für die Zeit vom Jahre 1948 bis zum 30. November 
1955. Die Klägerin hat daher beantragt, die Verklagte zur 
Zahlung von 4 929,61 DM zu verurteilen.

Die Verklagte hat Klageabweisung beantragt. Sie hat 
eingewendet, daß am 8. September 1952 auf dem Grund­
stück eine Aufbaugrundschuld gern, der AO über die 
Kreditgewährung für Wiederinstandsetzung bzw. Wieder­
aufbau privater Wohnungsbauten vom 2. September 1949 
in Höhe von 98 000 DM nebst Zinsen für die Deutsche 
Investitionsbank Berlin eingetragen worden sei. Nach § 2 
dieser Anordnung seien die Geldleistungen für die auf dem 
betreffenden Grundstück ruhenden dinglichen Belastungen 
während der Dauer des Kredits insoweit gestundet, als sie 
aus dem Ertrag des auf- oder auszubauenden Wohnungs­
baues keine Deckung finden. Ferner sei in § 6 der 1. DB 
zur genannten AO vom 20. Februar 1950 bestimmt, daß erst 
dann, wenn nach Zahlung der für die Aufbaugrundschuld 
zu entrichtenden laufenden Leistungen Überschüsse ver­
bleiben, die Zinsforderungen der Gläubiger der zurück­
tretenden Lasten nach ihrem Rang berücksichtigt werden. 
Nach § 6 Abs. 4 der 1. DB seien die Gläubiger der zurück­
tretenden dinglichen Belastungen, soweit die Geldleistun­
gen dem Grundstückseigentümer gestundet sind, berechtigt, 
Rechnungslegung zu verlangen. Nur das könne die Kläge­
rin beanspruchen, nicht aber ihre Zinsforderungen im 
Klagewege geltend machen.

Das Kreisgericht hat mit Urteil vom 8. März 1956 nach 
dem Klageantrag erkannt. In den Entscheidungsgründen 
hat es ausgeführt, § 2 der AO vom 2. September 1949 könne 
nicht Anwendung finden, da die Verklagte für die Siche­
rungshypothek keine Geldleistungen aus dem Grundstück 
zu erbringen hätte. Die Verklagte sei durch Erbgang die 
persönliche Schuldnerin des Betrages von 11198,15 DM ge­
worden. Sie habe diese persönliche Schuld ihres Rechts­
vorgängers übernommen und müsse der Klägerin auch für 
die Zinsen hierfür aufkommen. Es handele sich also nicht 
um regelmäßig wiederkehrende Zinsleistungen aus dem 
Grundstück für die Sicherungshypothek. Letztere sei keine 
dingliche Belastung i. S. des § 2 der AO. Auch § 6 Abs. 4 
Satz 2 der 1. DB vom 20. Februar 1950 spreche dafür, daß 
die AO offensichtlich nur auf gewöhnliche Verkehrs- 
(Darlehns)-Hypotheken, nicht aber auch auf Sicherungs­
hypotheken anzuwenden sei. Hätte die Klägerin seinerzeit 
keine Sicherungshypothek an dem Grundstück bestellen 
lassen, .wäre sie ohne weiteres berechtigt, den Klage­
anspruch jetzt gerichtlich geltend zu machen. Würde man 
sich der Rechtsauffassung der Verklagten hinsichtlich der 
Auslegung des § 2 der AO anschließen, müßte die Klägerin 
unbeschränkte Zeit warten, um einen Schuldtitel gegen die 
Verklagte erwirken zu können. Dies habe die AO zweifellos 
nicht beabsichtigt.

Gegen dieses Urteil richtet sich der vom Generalstaats­
anwalt gestellte Kassationsantrag, der Erfolg hatte.
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